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«Der Bundesrat muss deutlich an Tempo zulegen»
DieNordwestschweizer RegierungskonferenzmachtDruck in der Europapolitik.Weshalb, erklärt ihr Präsident, RegierungsratMarkusDieth.

Doris Kleck

VoreinemJahrhatder
BundesratdieVerhandlun-
genmitderEUabgebrochen.
WardaseinFehler?
Der Entscheid ist für unseren
Wirtschafts- und Forschungs-
standort mit erheblichen Nach-
teilenverbunden.DerBundesrat
hat vor einem Jahr einfach die
Türenzugeschlagen:DieserEnt-
scheid ist für uns schwer nach-
vollziehbar.Wir sind seitherkei-
nen Schritt weitergekommen.
Wir appellieren an den Bundes-
rat, nun tragfähige Lösungen zu
entwickelnundeinenerkennba-
renHandlungswillen zu zeigen.

Wiespürtdie
NordwestschweizdieFolgen?
Vorab: Die Nordwestschweiz ist
bedeutendfürdieganzeSchwei-
zerVolkswirtschaft.Sie ist für40
ProzentdesgesamtenSchweizer
Exportvolumensverantwortlich.
Fast die Hälfte geht in die EU.
InunsererRegion sinddiePhar-
ma, Medtech-Firmen und die
Maschinenindustrie besonders
stark: Das sind just jene Bran-
chen, die besonders leiden, weil

dasAbkommenüber die techni-
schenHandelshemmnissenicht
mehr aktualisiert wird. Je länger
wir ohne Lösungen dastehen,
umsogrösserwirddieUnsicher-
heit fürdieUnternehmen,dieauf
einendiskriminierungsfreienZu-
gang zum europäischen Markt
angewiesen sind. Dies führt
dazu,dassFirmenihreInvestitio-
nen eher im Ausland tätigen.
Dies hat direkte Auswirkungen
auf Arbeitsplätze. Es gibt noch
weitere Probleme.

Nämlich?
Die Nordwestschweizer Bil-
dungs- und Forschungseinrich-
tungen haben zwischen 2014
und 2020 knapp 300 Millionen
Franken an Nettobeiträgen aus
Horizon 2020 erhalten. Diese
fallen jetzt weg. Die Kompensa-
tiondesBundes lindertdiefinan-
ziellen Einbussen etwas, der
wichtigeZugangzudeneuropäi-
schen Forschungsprogrammen
bleibt aber verwehrt. Der For-
schungsstandort wird stark ge-
schwächt.DerAnschlussanHo-
rizon hat höchste Dringlichkeit.
DieNordwestschweizerKantone
fordern vom Bundesrat, dass er
der EU-Kommission noch im
JunieinAngebotmacht,dassdie
SchweizwiederbeiHorizonpar-
tizipieren kann.

WassollderBundesratder
EUbieten?
Der Bundesrat führt die Ver-
handlungen. Wir können diese
Fragenichtbeantworten.Klar ist
aber: Der Bundesrat muss mit
der EU-Kommission an einen
Tisch sitzen und ernsthaft nach
Lösungen suchen. Man wird
nicht darum herumkommen,

sichmitdenForderungenderEU
auf der institutionellen Ebene
auseinanderzusetzen.

DerBundesratverfolgteinen
sektoriellenAnsatzbeiden
institutionellenFragenund
erwilldieVerhandlungs-
massevergrössern, indemer
etwaaucheinStromabkom-
menabschliessenwill. Istdas
die richtigeStrategie?
Für uns steht das Ergebnis im
Vordergrund. Der Weg dahin ist
Sache des Bundesrates. Aber es
braucht deutlich mehr Tempo.
Undwir fordern,dassdieKanto-
ne besser eingebunden werden.

Deshalb hat die Konferenz der
Kantonsregierungen (KdK) die
Europakommission wieder ins
Lebengerufen.

HabenSiedieGeduldmit
demBundesratverloren?
Nein, aber der Bund muss die
Interessen der Kantone berück-
sichtigen.Natürlichsindauchdie
Kantone gefordert: Es muss uns
gelingen,einegemeinsameHal-
tung zu erarbeiten und diese in
denDiskussionenmitdemBund
zu vertreten. Beides hat in den
Diskussionen zum Rahmenab-
kommen zu wenig gut funktio-
niert.Wirwerdenauchdiskutie-

ren müssen, ob es für die anste-
henden Verhandlungen neue
oder andereKanäleundDiskus-
sionsgefässezwischenBundund
Kantonenbraucht.

DieKritikerstaunt:Beiden
VerhandlungenzumRah-
menabkommensassgarein
Vertreter der KdK in Brüssel
am Verhandlungstisch.
Die KdK hat verschiedene Ge-
fässe, um sich einzubringen.
Tatsache ist aberauch:ZumVer-
handlungsabbruch konnten wir
uns nicht äussern.

Sie befürchten, dass die
Erosion der Bilateralen die
Schweiz hart treffen wird.
Fakt ist: Der Schweizer
Wirtschaft geht es gut. Der
Grossteil der Bevölkerung
lebt gut mit dem Status quo.
DieErosionerfolgt schrittweise
und langsam. Es dauert lange,
bis wir die Folgen spüren wer-
den. Doch die Konsequenzen
sind irreversibel und siewerden
unseren Wohlstand gefährden.
Deshalb müssen wir jetzt daran
arbeiten, dass es nicht so weit
kommt.

«Forschungsstandort wird stark
geschwächt»: Markus Dieth, Aar-
gauerFinanzdirektor. Bild:BrittaGut

Bundesrat will Vorgehenmit EU intensivieren

Der Bundesrat hat sich am Frei-
tag zu einer Klausur zurückgezo-
gen, um das weitere Vorgehen
mit der EU zu beraten. Im Febru-
ar hat sich die Regierung für
einen «Paketansatz» mit der EU
entschieden, um die bilateralen
Abkommen auf eine stabile Ba-
sis zu stellen. Der Ansatz inte-

ressiert, die Probleme sind aber
die alten: Die EU insistiere auf
einer Lösung der institutionellen
Fragen, die Positionen seienweit
auseinander. Der Bundesrat hat
entschieden, die Sondierungen
mit der EU zu intensivieren. Für
Verhandlungen brauche es auch
von der EU «Flexibilität». (chm)
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